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Drudesache V/ 1798 


Der Bundesminister für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten Bonn, den 24. Mai 1967 

II B 3 - 2769.1 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Gasölbetriebsbeihilfe 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Bauknecht, Bauer 
(Wasserburg), Dr. Reinhard, Bewerunge 
und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache V/1640 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen wie folgt: 


l. Nach Anmerkung Nr. 9 auf Seite 49 im Grünen Plan 1967 sollen 
ciuf den Anteil der Gasölbetriebsbeihilfe aus dem Grünen Plan 
1967 die 1963 hierfür zusätzlich gewährten Mittel in Höhe von 
128,36 Millionen DM ungerechnet werden. Diese Mittel waren 
im Jahre 1963 i)ei «mderen Förderungsmaßnahmen für die Land- 
wirtselialt nicht verausgabt worden. Sie sollten damals zur Ver- 
besserung der wirtschaftlichen Lage der Landwirtschaft über 
eine zusätzliche Gasolbetriebsbeihilfe gewährt werden. 

Worin sieht die Bundesregierung eine Rechtfertigung dafür, daß, 
entgegen dem Willen des Gesetzgebers, diese Gelder jetzt nach 
über dr(ü Jahren verrechnet werden sollen 


Von seiten der Landv/irtschaft ist früher immer wiederkehrend 
Klage darüber geführt worden, daß sie auf die Rückzahlung der 
von ihr verauslagten staatlichen Belastungen des Dieselkraft- 
stoffes im Durchschnitt ein Jahr warten müsse und ihr dadurch 
Zinsausfälle entstünden. Sie hat damals u. a. eine zweimalige 
Auszahlung gelordert. Aus verwaltungstechnischen Gründen 
mußte an der einmaligen Auszahlung festgehalten werden. Um 
jedoch der Landwirtschaft entgegenzukommen, wurden Ende 
1963 aus nicht verausgabten Haushaltsmitteln 160 Millionen 
DM als Vorauszahlung auf die Gasöl-Betriebsbeihilfe in Höhe 
des halben Jahresverbrauches 1962 zur Verfügung gestellt. 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvei trieb : Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821. Goetheslraße 54, Tel. 6 35 51 
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In den Beratungen im Haushaltsausschuß des Deutschen Bun- 
destages am 13. November 1963 wurde eine Zustimmung zu 
dieser außerplanmäßigen Ausgabe davon al)liängig gemacht, 
daß die Bundesregierung diese Zahlung nicht als eine zusätz- 
liche Beihihe, sondern nur als Vorauszahlung im Sinne eines 
Vorschusses leistet, der jederzeit zurückgefordert oder ange- 
rechnet werden kann. Dem Beschluß des Haushaltsausschusses 
folgend ist bei Betrieben, bei denen die Voraussetzung für die 
bisherige Bewilligung der Vorauszahlung nicht mehr bestanden, 
entsprechend verfahren worden. 

Die Bundesregierung hält nunmehr die Rückforderung der sei- 
nerzeitigen Vorauszahlung bei allen Betrieben für gerechtfer- 
tigt, nachdem die Voraussetzungen, die zu der Gewährung der 
Vorauszahlung geführt haben, durch die Umstellung des Ver- 
fahrens auf die Sofortverbilligimg im ganzen entfallen. 


2. Nach den der Presse am 4. April 1967 übergebenen Berechnun- 
gen zur Umstellung bei der Chasölverbilligung des Bundesmini- 
steriurns für Ernährung, Lcindwirtschall und ForsLen soll die 1963 
gewährte Zahlung, nachdem die Flürzung der Clasölbetriebsbei- 
hilfe im Grünen Plan bereits mit dieser Vorauszahlung begründet 
worden war, auf die Gasölbetriebsbeiliilfc nach dem Verkehrs- 
finanzgesetz für den Verbraudi in 1966 und damit ein zweites 
Mal angerechnet werden. 

a) Hält die Bundesregierung eine solche Verfahrensweise für 
vertretbar? 

b) Glaubt sie die Erfüllung eines bestehenden gesetzliciien An- 
spruchs ohne weiteres verweigern zu können? 

Alle die Landwirtschaft vertretenden Gremien fordern seit 
Jahren die Umstellung des bisherigen Beihilfeverfahrens mit 
seiner rückwirkenden Zahlung auf eine Sofortverbilligung des 
Dieselkraftstoffs. Als Ziel gilt, der Landwirtschaft auch künftig 
einen EWG-gerechten Dieselkraftstoffpreis zu garantieren. Bei 
der angespannten Haushaltslage des Bundes ist es jedoch nicht 
möglich, in dem einen Jahr der Umstellung Zahlungen zweier 
Jahre in Höhe von insgesamt etwa 775 Millionen DM zu leisten. 
Die Umstellung wird nur möglich sein, wenn die Vorauszahlun- 
gen aus dem Jahre 1963 auf die Rechtsansprüche nach dem Ver- 
kehrsfinanzgesetz angerechnet werden. Die Bundesregierung 
mußte im übrigen davon ausgehen, daß die aufgrund der neuen 
Maßnahme entstehenden Ansprüche sich im Rahmen der im 
Entwurf des Bundeshaushaltsplanes 1967 für die Gasölverbilli- 
gung eingesetzten Mittel halten. Deshalb mußte ein Verzicht 
auf Zahlung des aus Grünen-Plan-Mittein stammenden Beihilfe- 
teils ins Auge gefaßt werden. Eine zweimalige Anrechnung ist 
nicht erfolgt und auch nidit beabsichtigt. 

JVn gesetzlicher Anspruch auf Zahlung der Beihilfe besteht nur 
für den Beihilietcil, der nach dem Verkehrsfinanzgesetz gezahlt 
wird, das sind 19,3 Pf Liter. Die Erfüllung dieses Anspruchs wird 
nicht verweigert. Die Berechnung der Beihilfe erfolgt vielmehr 
unter Zugrundeiegung des Beihilfesatzes von 19,3 Pf/Liter. Von 
vier sich ergebenden Si.niine wird von denjenigen Landwirten, 
die 1963 eine Vorauszahlung (uJialleii haben, diese einbehalten. 
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3. Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß durch die in 
der Veröffentlichung des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zur Gasölbetriebsbeihilfe angewand- 
ten ßerechnungs- und Darstellungsmethoden, die letztlich den 
Eindruck erwecken, als sei die Gasölbctriebsbeihilfe für den 
Verbrauch in 1966 und 1967 höher als in den Vorjahren, in der 
Öffentlichkeit eine große Verwirrung und Unsicherheit ausgelöst 
hat? 


Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß Verwirrung 
und Unsicherheit, soweit sie entstanden sein sollten, durch eine 
Veröffentlichung des BML hervorgerufen worden ist. In der 
Verlautbarung des BML vom 3. April 1967 ist nicht gesagt 
worden, daß die Beihilfen für 1966 und 1967 höher sind als in 
den Vorjahren. Es ist vielmehr dargestellt worden, daß im Jah- 
re 1967 bei Außerachtlassen der Anrechnung der Vorauszahlung 
Beihilfezahlungen für Dieselkraftstoff in etwa der gleichen Höhe 
geleistet werden wie in den vorangegangenen Jahren. 

Die Veröffentlichung verfolgte den Zweck, aufklärend zu wir- 
ken. Dies dürfte auch daraus hervorgehen, daß im letzten Absatz 
freimütig der Verlust eines Anspruchs der Landwirte auf eine 
Jahresbeihilfe genannt wurde. Die Mißverständnisse, die durch 
unterschiedliche Äußerungen von mehreren Seiten entstanden 
sind, beruhen offenbar darauf, daß der Fragenkomplex aus ver- 
schiedener Sicht dargestellt worden ist. 


4. Durch welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung die von 
Bundesminister ITöcherl in der 99. Plenarsitzung in Aussicht ge- 
stellte Verbilligung auch derjenigen Mengen Gasöl sichcrzustcl- 
len, die die Landwirtschaft, vor allem zur Bewältigung der Ernte- 
arbeiten, vor dem 1. Juli 1967 einlagern und bis zum 31. Okto- 
ber 1967 verbrauchen wird? 


Es wird vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuen Gesetzes 
und den für die Verbilligung verfügbaren Haushaltsmitteln ab- 
hängen, ob und in welchem Maße bestimmte Verbrauchsmengen 
von der Verbilligung ausgenommen werden müssen. 


Hermann Höcherl 
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